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Keine Ausgleichsansprüche für Luxusausgaben  
bei gehobenem Lebensstil nach Beziehungsende
|  Während einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft geschenkte Gegenstände und Geldbe-
träge können bei grobem Undank zurückgefordert werden. Die dafür erforderliche Verfehlung 
von gewisser Schwere und eine die Dankbarkeit vermissende Gesinnung konnte das Oberlan-
desgericht (OLG) Frankfurt am Main nach der Trennung eines im gehobenen Lebensstil  
lebenden Paares nicht feststellen. Es wies Ausgleichsansprüche des Mannes u.a. im Zusam-
menhang mit Kreditkartenabhebungen über die überlassene Zweitkarte und übergebener 
Diamant-Ohrringe in seiner Entscheidung zurück.  |

Das war geschehen
Die sich bereits aus Kindertagen kennenden Parteien hatten über einen Zeitraum von 1 ½ Jah-
ren eine intime Beziehung geführt. Der Kläger überließ der Beklagten eine American Express 
Platinum Zweitkarte für einen Zeitraum von zehn Monaten. Sie belastete das Konto mit gut 
100.000 Euro. Zudem hatte der Kläger u.a. Reisen und Einkäufe bei Chanel bezahlt und ihr  
Diamant-Ohrringe geschenkt. Im Rahmen der Trennung kam es u. a. zu Sachbeschädigungen 
durch den Kläger; die Beklagte erstattete Strafanzeige; es wurde ein – aus Sicht des Klägers 
erschlichenes – Kontaktverbot ausgesprochen. Nun begehrt der Kläger Zahlung von gut  
200.000 Euro sowie die Rückgabe der Diamant-Ohrringe.

Kein grober Undank ersichtlich
Das Landgericht (LG) hat die Ansprüche zurückgewiesen. Die hiergegen gerichtete Berufung 
hatte auch vor dem OLG keinen Erfolg. Es bestünden keine Ausgleichsansprüche, bestätigte das 
OLG. Die Hintergründe für die Überlassung der Kreditkarte seien offengeblieben. Dass ein Dar-
lehen gewährt worden sei, habe der Kläger nicht beweisen können. Soweit der Kläger sich auf 
„aufaddierende Schenkungen“ berufe, fehle es jedenfalls an einem wirksamen Widerruf dieser 
Schenkungen. Der für einen Schenkungswiderruf erforderliche „grobe Undank“ liege nicht  
bereits dann vor, „wenn ein Partner die insoweit unterstellte nichteheliche Lebensgemeinschaft 
(...) verlässt, da mit der Auflösung einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft jederzeit gerech-
net werden muss“, betont das OLG. Vorausgesetzt würde vielmehr „objektiv eine Verfehlung des 
Beschenkten von gewisser Schwere“, die subjektiv „Ausdruck einer Gesinnung des Beschenk-
ten (ist), die in erheblichem Maße die Dankbarkeit vermissen lässt, die der Schenker erwarten 
kann“. Eine solche subjektiv undankbare Einstellung sei hier nicht feststellbar.

Luxuriöser Lebensstil in diesem Einzelfall
Maßgeblich seien alle relevanten Umstände des Einzelfalls. Dabei sei zu berücksichtigen, dass 
die behaupteten Geschenke „einem luxuriösen, exklusiven, eher konsumorientierten Lebensstil 
entsprangen, zu dem nach dem übereinstimmenden Vortrag der – finanziell gut situierten – 
Parteien der Einkauf in hochpreisigen Geschäften ebenso wie der regelmäßige Besuch teurer 
Restaurants ... dazugehörte“. Das Ausgabeverhalten der Parteien habe sich während der Bezie-
hung nicht maßgeblich geändert. Die zurückgeforderten Ausgaben seien auch nicht ersichtlich 
von großer finanzieller Anstrengung des Klägers oder einer prekären Situation der Beklagten 
geprägt gewesen. Es habe sich um Einzelbeträge im Bereich zwischen gut 60 Euro und gut 3.000 
Euro gehandelt. Angesichts des „emotional aufgeladenen Trennungsgeschehen(s) und der  
hitzigen Auseinandersetzungen“ stützten auch die weiteren Umstände, u. a. die klägerischen 
Angaben gegenüber der Polizei, keinen groben Undank.
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Keine Änderung der Vermögensverhältnisse durch Ausgabeverhalten
Soweit bei gemeinschaftsbezogenen Aufwendungen (sog. unbenannten Zuwendungen) eine 
Rückforderung in Betracht komme, wenn sie über das hinausgingen, was das tägliche Zusam-
menleben erst ermögliche, folge auch daraus hier kein Anspruch. Ein „korrigierender Eingriff 
ist grundsätzlich nur gerechtfertigt, wenn dem Leistenden die Beibehaltung der durch die Leis-
tung geschaffenen Vermögensverhältnisse nach Treu und Glauben nicht zuzumuten ist“, führt 
das OLG aus. Auszugleichen seien damit nur solche Leistungen, denen nach den jeweiligen 
Verhältnissen eine besondere Bedeutung zukomme. Hier seien jedoch allein Ausgaben zu beur-
teilen, die „ersichtlich den gewöhnlichen Konsum im Hier und Jetzt abdecken, ohne auf die 
Zukunft gerichtet zu sein“.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 12.10.2022, 17 U 125/21, PM 78/22

UNTERHALTSRECHT

Kosten der Kindertagesförderung für ein Pflegekind
|  Für ein Kind in Vollzeitpflege umfasst der vom Jugendhilfeträger sicherzustellende Unter-
halt über die gewährten Unterhaltspauschalen hinaus auch die den Pflegeeltern entstehen-
den Kosten für die Förderung in einer Kindertagesstätte, wenn diese Kosten – wie in Nord-
rhein-Westfalen – von der Pauschalierung ausgenommen worden sind. Das hat das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) entschieden.  |

Das war geschehen
Kläger war das Jugendamt einer Stadt in seiner Eigenschaft als Vormund eines Kindes, für das 
der Mutter die Personensorge kurz nach der Geburt im Jahr 2013 entzogen und auf das Jugend-
amt übertragen worden war. Die beklagte Stadt bewilligte dem Kläger für das Kind Hilfe  
zur Erziehung in Form der Vollzeitpflege bei Pflegeeltern in einer sonderpädagogischen Pflege-
stelle für Kinder mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen und trug hierfür die Kos-
ten. Das Kind besuchte ab August 2015 eine Kindertagesstätte, wofür die Pflegeeltern monatlich 
Elternbeiträge in Höhe von 44 Euro entrichten mussten. Die Beklagte lehnte die Übernahme 
dieser Aufwendungen mit der Begründung ab, bei den Kosten für die Kindertagesstätte handle 
es sich um einen üblichen Aufwand, der bereits von den dem Kläger bewilligten und an die Pfle-
geeltern ausgezahlten Pauschalbeträgen für den Unterhalt des Kindes abgedeckt sei.

Die dagegen erhobene Klage hatte sowohl vor dem Verwaltungsgericht (VG) als auch vor dem 
Oberverwaltungsgericht (OVG) Erfolg. Das BVerwG hat die Entscheidung der Vorinstanzen im 
Ergebnis bestätigt.

Betreuungskosten nicht in Unterhaltsbeträgen enthalten
Der Anspruch auf Sicherung des Unterhalts eines in Vollzeitpflege zu betreuenden Kindes  
umfasst über den für den Sachaufwand festgesetzten Pauschalbetrag hinaus die Kosten der 
Kindertagesbetreuung, wenn diese Kosten bei der Festsetzung des Pauschalbetrags nicht  
berücksichtigt wurden. Wird Kinder- und Jugendhilfe in Form der Vollzeitpflege gewährt, ist 
auch der notwendige Unterhalt des zu betreuenden Kindes sicherzustellen (§ 39 des Achten 
Buchs des Sozialgesetzbuchs – SGB VIII). Dieser beinhaltet die Kosten für dessen Pflege und 
Erziehung und die Kosten des Sachaufwands, die bei einer Unterbringung in Pflegestellen,  
soweit es sich um laufende Aufwendungen handelt, in einem monatlichen Pauschalbetrag  
gewährt werden sollen.
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Elternbeiträge variieren je Bundesland und sind nicht pauschalierbar
Die von den nach Landesrecht zuständigen Behörden festzusetzenden Pauschalbeträge müs-
sen jedoch, auch wenn es sich um typische Bedarfsbestandteile (wie hier die Kita-Beiträge) 
handelt, nicht solche Kostenpositionen abdecken, die sich einer sinnvollen Pauschalierung ent-
ziehen. Die pauschalierte Gewährung schließt zwar grundsätzlich die gesonderte Geltendma-
chung einzelner Kostenpositionen aus. Das gilt nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes jedoch 
nur, wenn es sich um Positionen handelt, die einer realitätsgerechten Pauschalierung zugäng-
lich sind und jedenfalls bei der Bemessung der Pauschalsätze berücksichtigt worden sind.

Beides war hier nicht der Fall. Die Kosten für die Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen 
lassen sich wegen der erheblichen Unterschiede in ihrer Höhe nicht sinnvollerweise realitäts-
gerecht pauschalieren. Das zuständige Landesministerium hat die Pauschalbeträge für Sach-
kosten auch ohne Berücksichtigung der Elternbeiträge ermittelt und festgesetzt.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 27.10.2022, 5 C 4.21, PM 65/22

NACHLASSSCHULDEN

Kinder haften für verstorbene Eltern
|  Stirbt eine versicherte Person und hat die Rentenversicherung noch offene Forderungen 
gegen diese, handelt es sich um Nachlassschulden. So entschied es das Bundessozialgericht 
(BSG). Folge: Die Rentenversicherung darf das Geld von den Erben fordern.  |

Es ging um Forderungen der Rentenversicherung der Eltern
Die Rentenversicherung forderte rund 5.200 Euro von einer Frau. Sie war damit nicht einver-
standen und klagte. Noch bevor ein Urteil ergehen konnte, starb die Frau. Ihr Ehemann, der 
Alleinerbe, prozessierte weiter, verlor jedoch in zwei Instanzen. Nachdem auch er verstarb, erb-
ten seine zwei Töchter jeweils hälftig. Die Rentenversicherung teilte ihre Forderung hälftig auf 
und forderte diese Beträge von den Töchtern. Eine der Töchter, die unehelich war, klagte dage-
gen. Ihr Argument: Die Forderung sei gegen die Ehefrau ihres Vaters gerichtet. Diese sei aber 
nicht ihre Mutter.

Nachlassverbindlichkeiten
Zum Nachlass gehören auch Verbindlichkeiten. Die Rentenversicherung darf folglich nach dem 
Tod des Versicherten die Erben in Anspruch nehmen.

Bescheid war allerdings rechtswidrig
Hier gab es jedoch eine Besonderheit: Es gab zwei Erben. In solchen Fällen hat die Rentenver-
sicherung ein sog. „Auswahlermessen“. Das bedeutet, sie darf sich aussuchen, von welchem 
Erben sie welchen Betrag fordert. Das muss sie allerdings begründen.

Im Fall des BSG hatte sich die Rentenversicherung ausschließlich auf die Erbquote gestützt. 
Das genügte dem BSG nicht. Folge: Der Rückforderungsbescheid an die uneheliche Tochter war 
rechtswidrig.

QUELLE  |  BSG, Urteil vom 8.2.2023, B 5 R 2/22


